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II *****  VORWORT DES LANDESHAUPTMANNES 
*  * 
*  *  *** 
Die  Salzburgerinnen  und  Salzburger 
haben sich am 12.  Juni 1994 in einer 
Volksabstimmung mit großer Mehrheit 
für den Beitritt zur  Europäischen Uni-
on entschieden. Seit 1. Jänner 1995 ist 
Österreich  Teil  dieser  Friedens- und 
Freiheitsgemeinschaft  und  kann  die 
Zukunft Europas aktiv mitgestalten. 
Das Land Salzburg zählt zu den wirt-
schaftlich stärksten Regionen Europas 
und bringt sich als ökonomisch stabiles 
und sozial gefestigtes Land in die Eu-
ropäische Union ein. Es profitiert dabei 
nicht nur von seiner Einbindung in den 
großen  Markt  der EU,  sondern  kann 
aufgrund seiner starken Position auch 
einen konstruktiven Beitrag  zur Fort-
entwicklung Europas sowohl im politi-
schen als auch im kulturellen Bereich 
leisten. 
Ein großes Anliegen der Europapolitik 
des Landes Salzburg ist es, die Rolle der 
Regionen  in  der europäischen Archi-
tektur zu  stärken.  Mit  der Einsetzung 
des Ausschusses der Regionen, in dem 
Salzburg mit Sitz und Stimme vertreten 
ist,  wurde dem Wunsch der Regionen 
und Gemeinden, am europäischen Ent-
scheidungsprozeß  teilzuhaben,  Rech-
nung getragen. Nur durch ein verstärk-
tes Einbinden der bürgernahen Ebenen 
wird eine Akzeptanz der Bevölkerung 
gegenüber der Europäischen Union er-
reicht werden können. 
Es  ist  eine wichtige Aufgabe der Salz-
burger Landesregierung, die  Salzbur-
gerionen  und  Salzburger  über  jene 
Chancen zu  informieren, die der Bei-
tritt zur Europäischen Union für jeden 
einzelnen von uns in seinem Lebensbe-
reich mit sich gebracht hat. Zu diesem 
Zweck hat Salzburg bereits 1992 als er-
stes Bundesland ein Verbindungsbüro 
in Brüssel eingerichtet. 
Die  vorliegende  Broschüre  soll  den 
Salzburgerinnen  und  Salzburgern  als 
Überblick über die Entwicklungen und 
Veränderungen dienen, die sich im Zu-
sammenhang mit  dem EU- Beitritt  in 
unserem Land ergeben. 
fiiMr 
Dr. Hans Katschthaler 
Landeshauptmann von Salzburg 
Vizepräsident des Ausschusses 
der Regionen VORWORT DES  LEITERS  DER  VERTRETUNG  .•••• 
Mit seinen neun Bundesländern besitzt 
Österreich eine beneidenswerte Struk-
tur  lebendiger,  föderativer  Einheiten, 
die  topographisch,  klimatisch,  wirt-
schaftlich,  politisch und in ihrer Iden-
tität klar differenziert sind - und in die-
ser Differenzierung Österreich gleich-
zeitig  spannend und liebenswert  ma-
chen. 
Europäisch verstandene Regionalpoli-
tik  verlangt  Chancengleichheit  und 
praktische Solidarität. Die Antwort der 
Union war regional- und strukturpoliti-
sche Intervention, um die noch beste-
henden großen Disparitäten zu  verrin-
gern und um  den benachteiligten Re-
gionen durch geeignete gezielte Hilfen 
neue Entwicklungschancen zu  geben: 
Diese sollen die regionalen Ressourcen 
adäquat nutzen helfen, sie an die wirt-
schaftlichen Zentren der Union durch 
verbesserte Kommunikations- und Ver-
kehrsinfrastruktur anbinden,  und  ins-
gesamt durch  die Schaffung neuer Ar-
beitsplätze und die Förderung lokaler 
Initiativen  neue  Lebenschancen  und 
Anreize zum Bleiben in der von Armut 
und  Depopulation  bedrohten  Peri-
pherie bewirken. 
Die vorliegende Broschüre wird einen 
Eindruck von den  in  den österreichi-
sehen Bundesländern jeweils adäqua-
ten  strukturpolitischen  Instrumenten 
der EU  vermitteln.  In  den bisherigen 
Mitgliedstaaten haben wir beobachten 
können: Die Mitgliedschaft hat in allen 
Mitgliedstaaten föderale und regionale 
Tendenzen gestärkt.  Die  Strukturpoli-
tik der Gemeinschaft selbst fördert re-
gionale Initiativen und stärkt ihre Wirt-
schaftskraft.  Der neugeschaffene Aus-
schuß der Regionen der Gemeinschaft 
verleiht den Regionen mehr Öffentlich-
keit,  Legitimität  und  politische  Ein-
flußmöglichkeiten. 
Als föderales Land hat Österreich einen 
großen  Reichtum  an  politischen  und 
administrativen Talenten auf regionaler 
Ebene - es ist aufgerufen mitzuhelfen, 
das  "Europa  der  Regionen"  aus  dem 
Reich der Ideen in  das Reich  der Tat 
umzusetzen. 
Dr. Albrecht Rotbacher 
Leiter der Vertretung der Europäischen 
Kommission in Österreich 
*  • 
*  *  ... 






und  politische 
Zusammenarbeit 
Die Europäische Union ist ein Zusam-
menschluß von heute 15 selbständigen 
Staaten,  die sich bereit erklärt haben, 
sowohl wirtschaftlich als auch politisch 
zusammenzuarbeiten.  Basierend  auf 
den  drei  Gemeinschaften  EG,  EGKS 
und EURATOM zählte für diese Koope-
ration,  neben wirtschaftlichen Interes-
sen,  schon immer die  Schaffung  und 
Wahrung  des  Friedens  zu  einem  der 
wichtigsten Ziele.  Nur durch die Bin-
dung der einzelnen Mitgliedstaaten an-
einander  kann  langfristig  ein  friedli-
ches  Nebeneinander  gewährleistet 
werden. Daß Kriege nicht nur Erschei-
nungen der Vergangenheit sind,  zeigt 
uns in der Gegenwart das Beispiel der 
Kernrepubliken des ehemaligen]  ugos-
lawiens. 
Die Bindung der Mitgliedstaaten anein-
ander erfolgte ursprünglich durch wirt-
schaftliche  Kooperation,  im  Vertrag 
von Maastricht (in Kraft getreten am 1. 
November 1993) einigte man sich auch 
auf eine Zusammenarbeit in verschie-
denen  politischen  Bereichen.  Dem-
nach sollen alle Mitgliedstaaten künftig 
auch bei außen- und sicherheitspoliti-
schen Angelegenheiten, sowie bei The-
men der Innen- und Justizpolitik  ko-
operieren.  Langfristig  betrachtet  will 
die Europäische Union neben der wirt-
schaftliehen  Einigung  des  gesamteu-
ropäischen Raumes auch eine enge po-
litische Zusammenarbeit schaffen. 
Im "Gründungsvertrag der EU" (Vertrag 
von  Maastricht)  verpflichtete  sich die 
EU zu folgenden Punkten: 
• Achtung der nationalen Identität 
der Mitgliedstaaten 
Europa soll kein Zentralstaat werden, 
sondern die Einzelstaaten sollen ihre 
Eigenständigkeit vollauf behalten. 
•  Grundsatz der Subsidiarität 
In  den  Bereichen,  die  nicht  aus-
schließlich in ihre Zuständigkeit fallen, 
wird die Gemeinschaft nur dann aktiv, 
wenn geplante Ziele auf der Ebene der 
Mitgliedstaaten nicht ausreichend und 
daher besser erreicht werden können. 
• Achtung der Grundrechte 
• Offenheit für weitere Mitglieder 
Ein erklärtes Ziel der EU ist es, ein "Euro-
pa der Bürger" zu schaffen, in dem für al-
le  Bewohner  des  Binnenmarktes  die 
Möglichkeit  besteht,  frei  zwischen den 
Mitgliedstaaten zu  reisen, sich in  jedem 
Mitgliedstaat niederlassen, wohnen und 
arbeiten zu können. Im Vertrag von Maa-
stricht  garantiert  die  EU  allen  Bürgern 
Europas zusätzliche Rechte in Form der 
"Unionsbürgerschaft".  Diese ersetzt kei-
ne nationale Staatsbürgerschaft sondern 
erweitert die Rechte der Bürger um fol-
gende EU-weite Vorteile: WAS  IST DIE  EU?  .·• ·. 
•  Allgemeines Reise- und Aufenthalts-
recht in allen Mitgliedstaaten 
•  Wahlrecht zu kommunalen 
Körperschaften und zum Europäischen 
Parlament  im  Land  des Wohnsitzes 
•  Diplomatischer Schutz  durch Auslands-
vertretungen anderer Mitgliedstaaten 
in Drittländern 
•  Petitionsrecht beim Europäischen 
Parlament 
•  Beschwerderecht beim Bürger-
beauftragten der EU 
Zudem  werden  Bildungs- und  Alls-
tauschprogramme  angeboten  sowie 
zahlreiche Förderungen,  um den Pro-
zers der Europäischen Integration auch 
in den Bereichen Kultur, Berufsausbil-
dung und Jugend voranzutreiben. 
BILDUNGSPROGRAMME: 
SOKRATES: 
Aktionsprogramm (1995  bis  1999) 
für Studenten,  Schüler und  Lehrkräfte; 
führt  die  erfolgreichen  Programme 
ERASMUS und LINGUA (Aktion 2) weiter. 
LEONARDO: 
Aktionsprogramm  (1995  bis  1999), 
welches die Schaffung eines offenen 
europäischen  Raumes  für berufliche 
Bildung und Qualifikationen anstrebt. 
Es  umfaßt die Programme COMETI, 
PETRA,  FORCE,  EUROTECNET  und 
LINGUA (Aktion 4). 
JUGEND FÜR EUROPA: 
Programm,  welches  den  Austausch 
von Jugendlichen zwischen 15 und 25 
Jahren fördert (für den  außerschuli-
schen  Bereich).  Jugendliche  sollen 
Kultur  und  soziale  Bedingungen  in 
anderen EU-Ländern kennenlernen. 
Regierungskonferenz 1996 
1996  wird  eine  Regierungskonferenz 
der  15  EU-Mitgliedstaaten  stattfinden, 
bei der die nächsten Schritte  zu  einem 
gemeinsamen Europa festgelegt werden 
sollen. Im Mittelpunkt werden dabei fol-
gende Bereiche stehen: die gemeinsame 
Sicherheitspolitik,  aufSenpolitische  Ko-
operationen,  Osterweiterung,  die  Re-
form  der  Institutionen,  die  Koordinie-
rung innenpolitischer und sozialer Ziel-
setzungen  der  jeweiligen  Mitgliedslän-
der sowie einer gemeinsamen Umwelt-
und Agrarpolitik. Wesentlich ist auch die 
bereits angeführte Richtung  der Union 
zu  mehr Transparenz und Bürgernähe. 
KULTURFÖRDERUNGEN: 
KALEIDOSKOP 2000: 
Förderungen  von  künstlerischen  Akti-
vitäten mit europäischer Dimension. Es 
werden  allerdings  nur  Projekte  geför-
dert, die  in  Kooperation  mit mehreren 
Mitgliedstaaten durchgeführt werden. 
ARIANE: 
Programm zur Verbreitung und Über-
setzung zeitgenössischer literarischer 
und  dramaturgischer  Werke,  sofern 
diese zur besseren Kenntnis des kul-
turellen Erbes beitragen. 
MEDIA: 
Förderprogramm  zur  Verbesserung 
der Wettbewerbsfähigkeit der 
Europäischen Film- und Programm-
industrie. 
RAPHAEL: 






II •  ·• ·.  WAS  IST DIE  EU?  ·.•: 
"*" 
Bruttoinlands 
produkt je  Sitze im 
Land  Fläche  Bevölkerung  Einwohner in  Kommissions- europ. 
1000 qkm  in Mio. 1993  Tsd. ECU 1993  mitglieder  Parlament 
A Österreich  21 
EU 15  3.234,2  368,5  16,0  20  626 
Fläche  Bevölkerung  BIP/Kopf  in  Export 1993  Import 1993 
1000 qkm  in Mio.  1993  Tsd. ECU  1993  in Mio. ECU  in Mio. ECU 
EU  3.234  368,5  16,0 
258,8  19,6 
Japan  378  125,5  25,5  308,3  205,8 
Quelle: eurostat 
• WAS IST DIE EU?  ....... .... 
..--.......--..... ,Fnlm  )\  !'Li!}  \····  ~ ··  :· 1>  ci~c/t:· >:::····\<;,;······  '.--rJ  _:_  I.J:  >> 




Rat  bei  nungs- Richter  Richter im  General- Mitglieder  Mitglieder 
Land  qualifizierter  hofmit- im  Gericht  anwälte im  im  im 
Mehrheit  glieder  EuGH*)  I. Instanz  EuGH *)  WSA*I  AdR *) 
A  4  1  1  1  12  12 
8  5  1  1  1  12  12 
D  10  1  1  1  1  24  24 
DK  3  1  1  1  9  9 
E  8  1  1  1  1  21  21 
F  10  1  1  1  1  24  24 
GB  10  1  1  1  1  24  24 
GR  5  1  1  1  12  12 
I  10  1  1  1  1  24  24 
IRL  3  1  1  1  9  9 
L  2  1  1  1  6  6 
NL  5  1  1  1  12  12 
p  5  1  1  1  12  12 
s  4  1  1  1  12  12 
SF  3  1  1  1  9  9 
15  87  15  15
2 
15  93  222  222 
1) Bei Einstimmigkeit und einfacher Mehrheit eine Stimme pro Staat, bei qualifizierter 
Mehrheit Stimmengewichtung. 
2) Je ein Richter pro Land. Weiters wäre ein rotierender Richter für D,  F,  GB, I, E gemein-
sam vorgesehen gewesen. Da jedoch die Richterzahl ungerade sein muß und durch den 
Nichtbeitritt Norwegens die Richterzahl bereits ungerade ist, wurde ein  .. rotierender Rich-
ter" Generalanwalt 
3) Ursprünglich waren acht Generalanwälte vorgesehen, je ein Generalanwalt für D,  F,  GB, 
I, E  und drei rotierende Generalanwälte für die übrigen Staaten; durch den Nichtbeitritt 
Norwegens wird jedoch der ,.rotierende Richter" ein Generalanwalt Somit gibt es neun 
Generalanwälte (begrenzt bis zum Jahr 2000). 




Wirtschafts- und Sozialausschuß 
Ausschuß der Regionen 
·.I : 
*** 
• .. ·• ·..  Wl E  ARBEITET Dl  E  EU?  ••••  •  ...... 
• 
Mindestens  zweimal  pro  Jahr  treffen 
sich die Staats- und Regierungschefs der 
Mitgliedstaaten  und der Präsident  der 
Kommission  im  Europäischen  Rat. 
Hier werden die allgemeinen Leitlinien 
für die Politik der Europäischen Union 
festgelegt. Die Europäische Kommis-
sion, das Verwaltungsorgan der EU,  er-
arbeitet  Vorschläge  für  die  "europäi-
schen Gesetze" (Verordnungen, Richtli-
nien  und  Entscheidungen),  die  dann 
dem  Rat  der  Europäischen  Union 
(Ministerrat)  zur Beschlußfassung vor-
gelegt werden. Das Europäische Par-
lament  ist  an  der  Ausarbeitung  der 
Rechtsakte  beteiligt  und versteht  sich 
als  das  Sprachrohr der Uni-onsbürger. 
Kontrollrechte haben der Europäische 
Rechnungshof,  der  die  Haushalts-
führung der EU überprüft, und auch der 
Europäische Gerichtshof,  der dafür 
sorgt, daß das EU-Recht auch eingehal-
ten wird. Besondere Bedeutung kommt 
den beratenden Ausschüssen zu: Der 
Ausschuß  der Regionen  vertritt  die 
Interessen der Regionen beim  Rat  und 
der Kommission, der Wirtschafts- und 
Sozialausschuß repräsentiert die wich-
tigsten gesellschaftlichen Gruppen. 
Die Europäische Kommission (EK) 
Die Europäische Kommission hat ihren 
Sitz in Brüssel und besteht seit 1995 aus 
20  Mitgliedern.  Deutschland,  Frank-
reich, Großbritannien, Italien und Spa-
nien stellen  jeweils  zwei  Kommissare, 
die  restlichen  Staaten  je  einen.  Die 
Amtszeit der Kommission ist auf 5 Jahre 
begrenzt. Der Österreichische Kommis-
sar, Franz Fischler, ist für das Agrarres-
sort zuständig. Präsident der gegenwär-
tigen Kommission ist der Luxemburger 
Jacques  Santer,  der  als  Kommissions-
präsident  auch  Mitglied  des  Europäi-
schen Rates ist. Die Kommission besteht 
aus 24 Generaldirektionen, die mit den 
Österreichischen  Ministerien  vergleich-
bar sind. 
Das Europäische Parlament (EP) 
Das Europäische Parlament hat seinen 
Sitz in Straßburg, das Generalsekretariat 
befindet sich  in  Luxemburg. Alle  fünf 
Jahre werden 626 Europaparlamentarier 
direkt gewählt, die sich  zu  politischen 
Fraktionen  zusammengeschlossen  ha-
ben.  Das Parlament wählt  einen Präsi-
denten  und  14  Vizepräsidenten.  Seit 
1994 ist der Deutsche Klaus Hänsch Prä-
sident des Europäischen Parlaments. 
Der Rat der Europäischen Union 
(Ministerrat) 
Der Rat der EU  hat seinen Sitz in Brüs-
sel,  tagt allerdings im  April,  Juni und 
Oktober in Luxemburg. Die Präsident-W I E  AR 8 EI  TE  T  D I E  EU ?  •  ·•·  •  ..•  : 
schaftwechselt alle sechs Monate und 
folgte dabei bisher immer der alphabe-
tischen  Reihenfolge  der  Ländernamen 
in  ihrer Landessprache. Österreich wird 
in  der  zweiten Jahreshälfte  1998  erst-
mals die Präsidentschaft übernehmen. 
Der Europäische Gerichtshof 
(EuGH) 
Der  Europäische  Gerichtshof  hat  ge-
meinsam mit dem Gericht erster Instanz 
seinen Sitz in Luxemburg. Er besteht aus 
15  Richtern, die  von den Regierungen 
der Mitgliedstaaten auf  sechs Jahre er-
nannt werden und neun Generalanwäl-
ten,  die  die  Entscheidungen  des  Ge-
richtshofes vorbereiten. 
Der Europäische Rechnungshof 
Der Europäische Rechnungshof hat sei-
nen Sitz  in  Luxemburg und besteht aus 
15  Mitgliedern,  einem  aus  jedem  Mit-
gliedsland.  Dem  Rechnungshof  unter-
stehen ca.  400  Mitarbeiter, die ein Mal 
pro Jahr einen  Rechnungsprüfungsbe-
richt vorlegen, der dann der Öffentlich-
keit präsentiert wird, um den Haushalt 
der EU offenzulegen. 
Der Ausschuß der Regionen (AdR) 
Im  Vertrag über die Europäische Union 
wurde der "Ausschuß der Regionen" ge-
schaffen. Dieser setzt sich aus insgesamt 
222 Vertretern regionaler undlokaler 
Gebietskörperschaften zusammen, wo-
bei  12  aus Österreich kommen. Er  soll 
eine  verstärkte Mitwirkung der Länder 
und Gemeinden an der Gesetzgebung 
der EU  ermöglichen. Vor  Entscheidun-
gen  über  regionalpolitische  Maßnah-
men,  Kulturförderungen  oder  infra-
strukturelle  Fragen  der  Europäischen 
Union  muß  er  angehört  werden  und 
kann  auch  Stellungnahmen  zu  allen 
Vorschlägen der Kommission abgeben. 
Der Wirtschafts- und Sozialaus-
schuß(WSA) 
Gemäß Art.  193 des EG-Vertrages ist der 
WSA  ein Ausschuß " aus Vertretern der 
verschiedenen Gruppen des wirtschaft-
lichen  und sozialen Lebens,  insbeson-
dere der Erzeuger,  der Landwirte,  der 
Verkehrsunternehmer,  der  Arbeitneh-
mer,  der  Kaufleute  und  Handwerker, 
der  freien  Berufe  und  der Allgemein-
heit". Er  besteht wie der AdR  aus  222 
Mitgliedern, die vom Rat  für vier Jahre 
auf Vorschlag  der  einzelnen  Mitglied-
staaten ernannt werden, 12 davon kom-
men aus Österreich. Fachleuten der ver-
schiedensten  Interessensgruppen  soll 
hier die  Möglichkeit  geboten  werden, 
noch in der Phase des Gesetzesentwur-
fes die Kommission und den Rat zu be-
raten und ihre Meinung kundzutun. 
....... 







Die verschiedenen Regionen Europas  Ziel 4: 
weisen oft große Unterschiede in ihrer  Anpassung der Arbeitnehmer an den 
wirtschaftlichen  oder  sozialen  Ent- Wandel der Industrie und der Produk-
wicklung auf. Deshalb hat sich die Eu- tionssysteme durch vorbeugende Maß-
ropäische Union zum Ziel gesetzt, Pro- nahmen zur Bekämpfung der Arbeits-
gramme und Maßnahmen, die regiona- losigkeit 
Je Entwicklungen fördern, zu unterstüt- Ziel 5a: 
zen.  All  diese Aktionen sind auf eine 
Vertiefung der europäischen Integrati-
on ausgerichtet. Ärmere Regionen sol-
len dabei auf einen höheren Entwick-
lungsstand gebracht werden, um euro-
Anpassung der Verarbeitungs- und Ver-
marktungsstrukturell für Erzeugnisse 
der Landwirtschaft und der Fischerei 
Ziel5b: 
Wirtschaftliche Diversifizierung der 
paweit eine ausgewogene wirtschaftli- ländlichen Gebiete 
ehe und soziale Weiterentwicklung der  Ziel 6: 
Gemeinschaft  zu  gewährleisten.  Die  Förderung arktischer Gebiete 
Einheitlichen  Programmplanungsdo-
kumente  (EPPD)  sind die  inneröster-
reichische  Umsetzung der EU- Struk-
turpolitik. Folgende Ziele werden da-
mit verfolgt: 
Ziell: 
Wirtschaftliche Anpassung der Regio-
nen mit Entwicklungsrückstand 
Ziel2: 
Wirtschaftliche Umstellung der Gebie-




keit, berufliche Eingliederung der Ju-
gendlichen und Einbeziehung der von 
der Ausgrenzung aus dem Arbeits-
markt bedrohten Personen 
Um diese Ziele zu erreichen sind Struk-
turfonds eingerichtet worden, aus de-
nen die Fördermittel kommen: 
~"~'·,e:Sl7RUKTUREONDS: 
~j,..~,..:,..(",:  ~  ~\  "'~..,,.,"j  ..  ~..".1;,_:"'"""'):!" 
•  Europäischer Fonds für 
regionale Entwicklungen 
(EFRE) 
•  Europäischer Sozialfonds 
(ESF) 
•  Europäischer Ausrichtungs-
und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft (EAGFL) 
•  Finanzinstrument für die 
Fischerei 
•  Kohäsionsfonds I  DIE STRUKTURPOLITIK DER  EU  .·- ·  •  ..•.  : 
Für den Zeitraum 1994 bis 1999 stehen 
EU-weit 141,5 Mrd ECU  zur Verfügung. 
Die  Mittel  aus  diesen  Finanzierungs-
fonds werden dafür eingesetzt, um Ent-
wicklungsprogramme  in  einem  Zeit-
raum von drei bis sechs Jahren zu för-
dern.  Diese  Programme  stellen 
Kooperationen zwischen der EU,  den 
jeweiligen Mitgliedstaaten, den Regio-
nen  oder anderen  Einrichtungen  dar. 
Die Mittel der Europäischen Union sind 
allerdings  immer  nur  als  Kofinanzie-
rung gedacht und treten  nicht an die 
Stelle nationaler Beihilfen. 
Für  den  Zeitraum  von  1995  bis  1999 
werden für Österreich 1.  623 Mio ECU 
zur  Verfügung  gestellt.  Ergänzend  zu 
den  gemeinschaftlichen  Förderkon-
zepten  sind  Gemeinschaftsinitiativen 
vorgesehen,  die  9  o/o  der  gesamten 
Strukturfondsmittel erhalten. 
Damit  sollen  Probleme  in  folgenden 










165 Mio ECU 
101  Mio ECU 
395 Mio ECU 
388 Mio ECU 
411  Mio ECU 
Aktionsprogramme  163 Mio ECU 
Summe  1.623 Mio ECU 
1 ECU  =  13,04 öS (Stand: Juli 1995) 
Als  Erg~inzung zur Strukturpolitik der 
EU  sind  Aktionsprogramme  vorgese-
hen.  Damit werden die Bereiche For-
schung, Technologieentwicklung,  Bil-
dung, Arbeitsmarkt, Energie sowie Re-




Lokale Entwicklung im ländlichen Raum 
Unterstützung von weitabgelegenen Regionen 
Berufliche Eingliederung von Frauen, 
Jugendlichen und benachteiligten Gruppen 




























Das Bundesland Salzburg ist mit einer 
Fläche von  rund  7154  km
2  eines der 
kleineren  Bundesländer  Österreichs 
und liegt sozusagen in der Mitte  zwi-
schen dem östlichen und dem westli-
chen Rand Österreichs. 
Von der Gesamtlänge der Landesgren-
zen  von  insgesamt  771km
2  bilden 
22,7%  zugleich  die  Staatsgrenze.  Der 
überwiegende Teil davon grenzt an das 
deutsche Bundesland Bayern, mit dem 
Salzburg geschichtlich eng verbunden 
ist, und mit dem seit vielen Jahren eine 
enge  wirtschaftliche  und  kulturelle 
Verflechtung besteht. 
Salzburg  ist  inmitten  der Alpen  gele-
gen. Zwei Drittel der Landesfläche sind 
von  Wald  und  Alpen  bedeckt.  Drei 
Viertel der Fläche werden für land- und 
forstwirtschaftliche  Zwecke  genutzt. 
ur gut ein Fünftel der Fläche gehört 
zum sogenannten Dauersiedlungsraum 
und Salzburg gehört somit zu den am 
dünnsten  besiedelten  Bundesländern 
Österreichs. 
Landschaftlich ist  Salzburg mit seinen 
Bergen und Tälern,  Hügeln und Seen 
zweifellos eine der reizvollsten Regio-
nen Österreichs und wird nicht zuletzt 
deswegen von vielen Gästen aus dem 
In- und Ausland sowohl  im  Sommer 
wie auch im Winter besucht. 
Die  eindrucksvolle  Salzburger  Land-
schaft, die gleichermaßen zum Schifah-
ren, Wandern und Entspannen einlädt, 
bringt jedes Jahr zahlreiche Touristen 
nach Salzburg und macht das Land zu 
einem der beliebtesten Urlaubsgebiete 
Europas. 
Als Ergänzung zu "Natur pur" bietet die 
historische  Mazartstadt  Salzburg  mit 
den  weltberühmten  Salzburger  Fest-
spielen Kulturgenuß in wunderschöner 
Umgebung  und  ist  somit  eines  der 
wichtigsten  Ziele  des  internationalen 
Kulturtourismus. 
Salzburg ist jedoch nicht nur für Touri-
sten attraktiv; seine enorme wirtschaft-
liche Leistungskraft und seine Bedeu-
tung  als  Wirtschaftsstandort  haben 
auch  eine  überdurchschnittliche  Zu-
wanderung  aus  anderen  Bundeslän-
dern und aus dem Ausland zur Folge. 
Die Zahl der Arbeitsplätze stieg in den 
letzten fünf Jahren prozentuell wesent-
lich stärker als in Österreich und in der 
Europäischen Union. Die Erwerbsnei-
gung, d.h. der Anteil der Berufstätigen 
an der Bevölkerung ab 14 Jahren, ist in 
Salzburg deutlich höher als in der EU, 
und die Arbeitslosenrate des Bundes-
Iandes Salzburg beträgt nur ein Drittel 
des EU-Niveaus. v 
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LANDESPROFIL  SALZBURG  .. 
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Salzburgs  Wirtschaftsleistung  ist  be-
achtlich.  Salzburger  Betriebe  erwirt-
schafteten  1994  ein  Regionalprodukt 
von rundÖS 310.500 je Einwohner, das 
ist - mit Ausnahme Wiens - der höchste 
Wert aller Österreichischen Bundeslän-
der. 
Die  wirtschaftlichen  Eckdaten  verra-
ten, was Salzburg als Zuwanderungsre-
gion und als Wirtschaftsstandort so att-
raktiv  macht:  eine solide Wirtschafts-
struktur,  gute  Ausbildung  und  hohe 
Produktivität der Beschäftigten und da-
her ein auch in  Zeiten wirtschaftlicher 
Rückschläge  noch  ansehnliches  Wirt-
schaftswachstum. 
Einen überdurchschnittlich hohen An-
teil  an  der  Gesamtwirtschaftsleistung 
Salzburgs erbringen Dienstleistungsbe-
triebe. 
Salzburg war bereits vor dem EU-Bei-
tritt mit den Ländern der Europäischen 
Union  wirtschaftlich  eng  verflochten; 
fast drei Viertel der Ausfuhren gehen in 
andere Länder der Europäischen Uni-
on.  Mit  dem  EU-Beitritt  Österreichs 
eröffnen  sich für  die Salzburger Wirt-
schaft  daher  heute  zahlreiche  neue 
Möglichkeiten,  die  den  Wirtschafts-
standort  Salzburg  langfristig  sichern 
werden. 









15 und 65  fahren 
13% sind 65  fahre 
und älter 
II ~  DAS LAND  SALZBURG 
W  IM  EUROPA DER  REGIONEN 
Die Entstehung eines neuen regiona-
len Bewußtseins  im Nachkriegseuro-
pa drückt sich zu Beginn der 70er Jah-
re  in  den  ersten  Vereinigungen  von 
Regionen aus. Die ARGE  ALP,  die Ar-
beitsgemeinschaft  Europäischer 
Grenzregionen und die Konferenz der 
peripheren  Küstenregionen  der  EG 
sind  ein  erster  Schritt  auf dem  Weg 
zum Europa der Regionen. 
Eine  der  ersten  Regionalgruppierun-
gen ist die 1972 gegründete Arbeitsge-
meinschaft Alpenländer, kurz Arge Alp 
genannt,  der  das  Land  Salzburg  als 
Gründungsmitglied angehört. 
Die heute 11 Mitglieder der Arge Alp -
Bayern,  Baden-Württemberg,  St.Gal-
len,  Graubünden, Tessin,  Lombardei, 
Trentino,  Südtirol,  Vorarlberg,  Tirol 
und Salzburg - nehmen sich  in  ihrer 
Arbeit insbesondere der Belange ihrer 
alpinen und voralpinen Gebiete an. In 
5  Fachkommissionen,  deren  Schwer-
punkte vom Verkehr  über die  Land-
wirtschaft bis zu Wirtschaft und Kultur 
reichen, werden Lösungen erarbeitet, 
die von der jährlich zusammentreten-
den  Konferenz  der  Regierungschefs 
angenommen und gegenüber den na-
tionalen  Regierungen  vertreten  wer-
den. Als  wichtigstes Ergebnis der Ar-
beit der Arge Alp kann man neben der 
Lösung einer Fülle von Teilproblemen 
des  alpinen  Bereiches  insbesondere 
die  Verabschiedung  eines  gemeinsa-
men  Leitbildes  für  die  Entwicklung 
und die Sicherung des Alpengebietes 
ansehen, in dem ein umfassender Ziel-






Bischofsmütze bei Filzmoos (Pongau) 
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· IM  EUROPA DER  REGIONEN  W 
ARGE ALPEN-ADRIA  gemeinschaften  ist  auf die Vertretung 
einzelner  Gebiete  bzw.  einzelner ge-
Besondere  Erwähnung  verdient  auch  meinsamer Fachinteressen beschränkt. 
die  nach  dem  Vorbild  der  Arge  Alp  Zur Durchsetzung der regionalen Inter-
1978  gegründete  Arbeitsgemeinschaft  essen auf europäischer Ebene bedarf es 
Alpen-Adria,  bestehend aus  Regionen  aber einer umfassenden Vertretung für 
Italiens,  Ungarns,  Österreichs  und  die europäischen Regionen. Daher ent-
Deutschlands sowie den beiden heuti- stand mit Unterstützung mehrerer eu-
gen  Staaten  Slowenien  und  Kroatien.  ropäischer Regionalorganisationen,  im 
Die Arge Alpen-Adria war die erste Or- Jahre 1985 die Versammlung der Regio-
ganisation,  die  die  dramatische  Ent- nen  Europas  (VRE),  die  sich  inzwi-
wicklung anläßlich des Zerfalls von Ex- sehen zu  dem  bedeutendsten Sprach-
Jugoslawien  erkannt und  die  interna- rohr  der  europäischen  Regionen  enl-
tionale  Anerkennung  Sloweniens  und  wickelt hat. Die VRE  steht allen Regio-
Kroatiens gefordert hatte. In der gegen- neo  Europas  offen  und  zählt  heute 
wärtigen und künftigen Arbeit der Arge  knapp 300 Mitgliedsregionen. In sechs 
Alpen-Acl!·ia  gilt der Heranführung ih- Kommissionen,  die sich  mit  verschie-
rer  ost- und  südosteuropäischen  Mit- densten Themen beschäftigen, werden 
glieder  an  die  Europäische  Union  die Positionen der europäischen Regio-
großes Augenmerk. Salzburg nimmt ei- neo erarbeitet und an die europäischen 
ne aktive  Beobachterstellung im  Rah- Entscheidungsträger,  insbesondere  in 
men der Arge Alpen-Acl!·ia ein. Das im  der  Europäischen  Union,  herangetra-
April1992 geschlossene Partnerschafts- gen. Als eine der wesentlichen Erfolge 
abkommen mit der Republik Sloweni- ihrer Tätigkeit kann die Versammlung 
en  ist  ein  deutliches  Zeichen  des  der Regionen Europas die Einrichtung 
Bemühens Salzburgs um  die Integrati- des Ausschusses der Regionen verbu-




Das Land Salzburg ist seit 1990 Mitglied 
der Versammlung der Regionen Euro-
pas  und  arbeitet  durch  den  Landes-
Die Tätigkeit der erwähnten Regional- hauptmann  seit  1992  im  politischen 
Führungsgremium, dem Vorstand, mit. I 
~  DAS  LAND  SALZBURG 











AUSSCHUß DER REGIONEN  meind~n und Regionen in die europa-
politische  Meinungsbildung  und  Ent-
Seit dem Beitritt zur Europäischen Union  scheidungsfindung wurde  mit der Ein-
stellt  für  die  Österreichischen  Länder  setzung  des  "Beratenden  Beirates  der 
die Tätigkeit im Rahmen des Ausschus- regionalen und lokalen Gebietskörper-
ses der Regionen (AdR) einen Schwer- schaften bei der EG"  im Jahre 1988 zum 
punkt ihrer Europapolitik dar.  ersten Mal Rechnung getragen. 
Mit  der Errichtung dieses Ausschusses 
ist es nach langem Bemühen gelungen,  Im Zuge der Verhandlungen über den 
den  Entscheidungsprozeß  innerhalb  Vertrag von Maastricht 1991  gelang es 
der Europäischen Union über die supra- auf Betreiben  insbesondere  der deut-
nationale und nationale Ebene hinaus  sehen Bundesländer und der Versamm-
auf die europäischen Regionen und Ge- Jung  der Regionen Europas,  den Aus-
meinden auszudehnen. Dies entspricht  schuß der Regionen als eine Institution 
einer  eindeutigen  europäischen  Not- der Europäischen Union mit stärkerem 
wendigkeit.  politischem Gewicht zu etablieren. 
Mit  zunehmender  Integration  werden 
immer  mehr  Bereiche  der  regionalen  Im Ergebnis  stellt der AdR  zwar nicht 
und kommunalen Gebietskörperschaf- die  gewünschte  "dritte  Kammer"  der 
ten  durch  die  Fachpolitiken  der  Eu- Europäischen  Union  mit  Entschei-
ropäischen  Gemeinschaften  betroffen,  dungsrechten dar, dennoch spiegelt er 
etwa die Bereiche der regionalen und  die gehobene Bedeutung der Regionen 
kommunalen Wirtschaftsförderung, das  in Europa wider: Zum einen ist er Bera-
Vergabewesen,  Umweltschutzbelange  tungsorgan,  das  an  der  Rechtsetzung 
oder die Energiewirtschaft.  der  Europäischen  Union  mitwirkt.  In 
Die eigenständige europäischen Regio- dieser  eher  technischen  Rolle  ist  der 
nal- und Strukturpolitik eröffnet den Re- AdR  im  EU-Vertrag  vorgesehen.  Zum 
gionen und Gemeinden neue Entwick- anderen wird der AdR als Vorform eines 
lungschancen  und fordert  gleichzeitig  politischen  Organes gesehen,  das  aus 
verstärktes Engagement von ihnen.  regionaler  und  kommunaler  Sicht  die 
Der  immer wieder geäußerten  Forde- Richtung des Integrationsprozesses be-
rung  nach  einer  Einbindung  der  Ge- einflossen  will.  In  dieser  Funktion DAS LAND SALZBURG  ~ 
IM EUROPA DER  REGIONEN  ~ 
bleibt  die  Erlangung  von  Mitentschei-
dungsbefugnissen  in  regionalpolitischen 
EUROPÄISCHES PARLAMENT 
Belangen eines der obersten Ziele sei- Österreich  stellt  21  Abgeordnete  im  Eu-
ner Tätigkeit.  ropäischen Parlament. 1996 wird es zu Neu-
wahlen der Parlamentsabgeordneten kom-
Österreich stellt  12  der 222  Mitglieder  men, bis dahin ist Salzburg clurch]ohannes 
im Ausschuß der Regionen: Dabei ent- Vaggenhuber (Die Grünen) vertreten. 
sendet jedes Bundesland einen hohen 
politischen Vertreter (meist den Landes- Salzburger Politiker in euro-
hauptmann); die drei weiteren Mitglie- päischen Regionalinstitutionen 
der werden vom Österreichischen Stäcl-
tebund und vom Österreichischen Ge-
meinelebund nominiert. 
KONGREß DER GEMEINDEN 
UND REGIONEN EUROPAS 
Neben  der  Europäischen  Union  hat 
auch der Europarat ein Gremium für re-
gionale und lokale Gebietskörperschaf-
ten, den "Kongreß der Gemeinelen und 
Regionen Europas" (KGRE),  eingerich-
tet, der sich wiederum in eine Kammer 
der Regionen und eine Kammer der Ge-
meinden untergliedert. 
Landeshauptmann Dr. Hans Katschthaler: 
Vizepräsident des Ausschusses der Regionen, 
Leiter  der österTeichischen  Delegation,  Vor-
standsmitglied  der Versammlung  der Regio-
nen Europas (VRE), Mitglied  der Konferenz 
der Regierungschefs der Arge Alp und der Ar-
ge Alpen-Ach·ia. 
Landeshauptmann-Stv. Gerhard Buchleitner: 
Stellvertretendes Mitglied des Ausschusses der 
Regionen, Stellveru·erendes Mitglied des Kon-
gresses der Gemeinelen  und Regionen Euro-
pas. 
Lancleshauptn1ann-Stv. Dr. Arno Gasteiger: 
Vorsitzender der Kommission  V (Wirtschaft) 
Aufgabe des KGRE ist es, VorschWge in  der Arge Alp 
regionalen und  lokalen Fragen  zu  un-
terbreiten. Österreich stellt drei Mitglie-
der und drei stellvertretende Mitglieder 
von denen eines von Salzburg entsandt 
wird. 
Bürgermeister Dr. Josef Dechant: 
Stellvertretendes  Mitglied  des  Ausschusses 
der Regionen (entsandt vom Österreichi-
schen Städtebund) 11iJ:  E~-REGIONALFÖRDERUNGEN 
\SI  FUR  SALZBURG 
Um  regionale  Defizite  und  unter-
schiedliche  wirtschaftliche  Entwick-
lungsstandards  der  europäischen  Re-
gionen auszugleichen, hat die Europäi-
sche Union eine Reihe von Kohäsions-
instrumenten  geschaffen,  die  im 
Rahmen der Regional- und Strukturpo-
litik wirksam werden. 
Auch Österreich als  Nettozahler kann 
auf regionaler Ebene von den Förde-
rungen  aus  den Aktionsprogrammen, 
Gemeinschaftsfonds  und  -initiativen 
profitieren. 
Der  Beitritt  Österreichs  zur  Europä-
ischen Union hat sowohl die Rahmen-
bedingungen  als  auch die  konkreten 
Instrumente  der  Regionalpolitik  in 
Salzburg  nachhaltig  verändert.  Einer 
nahtlosen  Fortsetzung  der  bisherigen 
Österreichischen  Förderpraxis  stehen 
die  Grundsätze  der  EU-Wettbewerbs-
politik  sowie  die  Zielsetzungen  und 
Richtlinien der EU-Strukturpolitik ent-
gegen.  Es  gilt  nun  einerseits  die  be-
währten und den spezifischen Bedin-
gungen unseres Landes angepaßten In-
strumente zu bewahren und weiterzu-
entwickeln,  andererseits  aber  auch 
eine gewisse Harmonisierung und An-
gleichung an die Förderpraktiken der 
EU vorzunehmen. 
Das Land Salzburg hat allergrößtes In-
teresse,  die  bisher im nationalen und 
internationalen Vergleich so erfolgrei-
che Entwicklung  im  Wirtschafts- und 
Arbeitsmarkt  zur Sicherung  und  zum 
Ausbau der materiellen Lebensgrund-
lagen und des sozialen Friedens nach-
haltig  im  EU-Binnenmarkt  fortzuset-
zen. 
Für Salzburg wird die Realisierung von 
Fördermitteln  aus  den  drei  Struktur-
fonds insbesondere aus folgenden Pro-
grammen angestrebt: 
EFRE,  EAGFL,  ESF 
ZIELE  GEMEINSCHAFfSINITIATIVEN  AKTIONSPROGRAMME 
(sektorale Förderungen) 
Ziel5a  Interreg  Für Salzburg generell von 
Ziel5b  Leader  Interesse 
Ziel 3  KMU  Laufende Ausschreibungen 
Ziel 4  Employment  im Amtsblatt der EU 
Adapt I 
E~-REGIONALFÖRDERUNGEN  diJA 
FUR  SALZBURG  • 
Die  EU-Regionalpolitik  konzentriert 
die  Mittel  aus  den  Strukturfonds  auf 
sechs vorrangige Ziele, mit denen der 
Vielfalt  und  Verschiedenheit  der  eu-
ropäischen Regionen Rechnung getra-
gen werden soll. 
Große  Teile  Salzburgs  sind  aufgrund 
dieser Zieldefinitionen als Ziel-Sb-Ge-
biete  eingestuft  worden  und  können 
von  projektgebundenen  Rückflüssen 
aus den Strukturfonds profitieren. 
ZIEL 5B 
Die Europäische Union hat im letzten 
Jahrzehnt die Bedeutung des ländlichen 
Raums und seine Entwicklung zuneh-
mend in den Vordergrund gerückt. Im 
Rahmen  dieser  Bemühungen  kam  es 
zur Reform der EU-Strukturpolitik und 
schließlich auch zum Programm für das 
Ziel Sb. Im wesentlichen ist die EU da-
mit von einer Förderpolitik nach dem 
Gießkannenprinzip abgerückt und  zu 
einer  Programmplanung  übergegan-
gen,  die  die  Grundlage  dafür  bildet, 
daß der Einsatz der europäischen und 
nationalen Strukturgelder auf bestimm-
te Regionen und auf konkret beschrie-
bene  Maßnahmenbereiche  konzen-
triert werden kann. 
Was bedeutet ,,Ziel5b"? 
Ziel  Sb  ist  eines  der sechs  Ziele  der 
neuen  europäischen  Strukturpolitik 
und wird definiert als  "Förderung der 
Entwicklung  des  ländlichen  Raumes 
durch  Erleichterung  der  Entwicklung 
und Strukturanpassung der ländlichen 
Gebiete". 
Die  globale  Zielorientierung  der  Sb-
Strukturpolitik steht aber nicht im Wi-
derspruch zu  einer sinnvollen Arbeits-
teilung zwischen den drei Fonds. 
Die Salzburger Landesregierung hat im 
März  1993 im Rahmen der Österreich-
ischen  Raumordnungskonferenz  die 
Salzburger  "Sb-Zielgebietskulisse"  de-
finiert und in  Brüssel eingereicht. Die 
eingereichten  Gebiete  sind  durch 
schwierige Bedingungen für die Land-
wirtschaft,  eine  periphere  Lage,  eine 
zum Teil  einseitige Wirtschaftsstruktur 
und eine  teilweise  stagnierende oder 
negative Bevölkerungsentwicklung ge-
kennzeichnet. 
Alle  50  eingereichten  Salzburger  Ge-
meinden - darunter der gesamte  Lun-
gau, Teile  des Pinzgaus und des Pan-
gaus  sowie  das  Lammertal  - wurden 
nach langen Verhandlungen als Ziel-Sb-
Gebiete akzeptiert und dürfen bis 1999 









16Mio.  ECU 
(200 Mio. ÖS*) 
Nationale 
Beteiligung: 
28,3 Mio. ECU 
(353, 75 Mio. ÖS*) 
Private Kosten: 
60Mio. ECU 
(750 Mio.  ÖS*) 
* Umrechnungs-
schlüssel: 
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Ziel  5b  - Gebiet 
im  Bundesland  Salzburg 
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II  Ziel  5b  •  Gemeinde 
D  andere  Gemeinde E~-REGIONALFÖRDERUNGEN  1JiJA 
FUR  SALZBURG  .  • 
EINHEITLICHE PROGRAMM- burgs wurde Ende April1995 in Brüssel 
PlANUNGSDOKUMENTE  eingereicht. 
Fördermittel  aus  den  Strukturfonds  Für  das  Salzburger  Programm stehen 
sind für Salzburg nur dann erhältlich,  von  1995  bis  1999  rund 16  Mio.  ECU 
wenn  zuvor  "Einheitliche  Programm- (ca.  200  Mio.  öS)  zur Verfügung,  die 
planungsdokumente"  (EPPD)  für  die  bei entsprechender Gegenüberstellung 
5b-Zielgebiete der Europäischen Kom- nationaler  und  privater  Mittel  ange-
mission vorgelegt werden können.Die  sprachen werden können. 
Kommission  begutachtet  das  EPPD  Die  Aufgliederung  auf die  einzelnen 
und legt dann Details zur Finanzierung,  Strukturfonds  erfolgt  im  Verhältnis 
Begleitung  und  Bewertung  fest.  Das  EAGFL:  40%,  EFRE:  45%,  ESF:  15%. 
EPPD ist als eine Art Förderantrag, der  Auch die Aufteilung der EU-Mittel auf 
an  die  Kommission  gerichtet  ist  und  die  einzelnen  Maßnahmen  sowie  die 
den diesbezüglichen gesetzlichen Be-
Stimmungen entsprechen muß. 
Das EPPD für die Ziel Sb-Gebiete Salz-
Damhirschgehege bei Mariapfarr (Lungau) 
geplante  Kofinanzierung  zwischen 
Bund und Land ist im Detail in den Fi-
nanztabellen bereits festgelegt. 
II tiiJA  E~-REGIONALFÖRDERUNGEN 








(49,88 Mio. ös~  J 
EU-
Finanzierung 
1,82 Mio.  ECU 
(22, 75 Mio.  ös~  J 
Nationale 
Beteiligung: 
1,82 Mio. ECU 
(22, 75 Mio.  ös~  J 
Private Kosten: 
0,35 Mio. ECU 
(4,38 Mio. ÖS*) 
~ Umrechnungs-
schlüssel: 








Die Gemeinschaftsinitiativen stellen je-
nen Teil  der EU-Regional- und Struk-
turpolitik dar, mit dem die Kommission 
ihre  eigenen  Zielvorstellungen  ver-
folgt, indem sie selbst Aktionsbereiche 
für Programme formuliert. 
INTERREG II 
Die  Kommission  hat  in  ihrer  Sitzung 
am 15. Juni 1994 beschlossen, eine Ge-
meinschaftsinitiative  für  grenzüber-
greifende Zusammenarbeit und ausge-
wählte  Energienetze  (  =  Interreg  II) 
nach Artikel 11 der Verordnung (EWG) 
Nr.  2082/93 einzuleiten. 
Auf dieser Basis hat das Land Salzburg 
in  Zusammenarbeit  mit  den  angren-
zenden  Ländern  bzw.  Regionen  die 
Operationellen Programme Österreich 
- Deutschland sowie Österreich - Itali-
en im Rahmen der Gemeinschaftsinitia-
tive von Interreg II erarbeitet. 
Programm 
Österreich - Deutschland 
Beteiligte Länder bzw. Regionen im Inter-
reg II - Programm Österreich-Deutschland 
sind:  Oberösterreich,  Salzburg,  Tirol, 
Vorarlberg sowie Bayern. 
Das  Operatonelle  Programm  Öster-
reich- Deutschland wurde am 10.7.95 
von  der  Salzburger  Landesregierung 
beschlossen und am 17.7.1995 bei der 
Europäischen Kommission zur Begut-
achtung eingereicht. 
Im Programm Österreich- Deutschland 
sind folgende  Prioritäten  vorgesehen: 
1.  Umwelt-, Verkehr und Infrastruktur, 
2.  Sozio-ökonomische Entwicklung, 
3. Land- und Forstwirtschaft; 
4.  Qualifizierung und Beschäftigung, 
5. Förderung der Euregios, technische 
Hilfe. 
Für  den  österreichisch-deutschen 
Grenzabschnitt stehen für Österreich 7 
Mio.  ECU  im  Planungszeitraum 1995-
1999 an EU-Mitteln zur Verfügung. Hie-
von entfallen 1,82 Mio.  ECU  (=  26  %) 
auf das Land Salzburg. Dies entspricht 
dem  Verteilungsschlüssel,  der  der 
Empfehlung der Landesfinanzreferen-
tenkonferenz  vom  1.  März  1995  zu-
grunde  liegt  (gewichtete  Einwohner-
zahl nach Regionalprodukt und Grenz-
länge im Verhältnis 3:1). Die Aufteilung 
auf die einzelnen Strukturfonds erfolg-
te in Salzburg im Verhältnis 80% EFRE, 
10 % ESF und 10 % EAGFL. Der EU-Ko-E~-REGIONALFÖRDERUNGEN  tJia 
FUR  SALZBURG  \WJ 
~  v 
finanzierungssatz beträgt 50  o/o  der öf-
fentlichen Fördermittel. Die Aufteilung 
der  nationalen  Mittel  zwischen  Bund 
und Land  erfolgte im Verhältnis  50:50 
im EFRE-Fonds, 60:40 im EAGFL-Fonds 
und 90:10 im ESF-Fonds. 
Programm 
Österreich - Italien 
Beteiligte Länder bzw. Regionen im In-
terreg II  - Programm Österreich - Itali-
en sind:  Kärnten,  Salzburg,  Tirol,  die 
autonomen  Provinzen  Bozen-Südtirol 
und Friaul-Julisch  Venetien sowie die 
Region Veneto. 
Das  Operationelle  Programm  Öster-
reich - Italien wurde am 2.8.1995 von 
der  Salzburger  Landesregierung  be-
schlossen  und  anschließend  bei  der 
Europäischen Kommission eingereicht. 
&~~L-t~~~~wa~a 
Stadt Salzburg 
Die  Förderschwerpunkte  werden  in 
Form von sogenannten Prioritäten dar-
gestellt.  Diese  sind  im  Programm 
Österreich - Italien: 1. Stärkung der ge-
genseitigen  Kenntnis,  2.  Aufwertung 
und Schutz der natürlichen und land-
und  forstwirtschaftliehen  Ressourcen, 
3.  Förderung der wirtschaftlichen Zu-
sammenarbeit  und  Entwicklung,  4. 
Technische Hilfe. 
Für  den  österreichisch-italienischen 
Grenzabschnitt  stehen  für  Österreich 
4,18  Mio.  ECU  im  Planungszeitraum 
1995-1999  an  EU-Mitteln  zur  Verfü-
gung. Von diesen entfallen 0,209 Mio. 
ECU (  =  5 %) auf das Land Salzburg. Die 
Aufteilung auf die einzelnen Struktur-
fonds erfolgte in Salzburg im Verhältnis 
87,5  o/o  EFRE  und 12,5 %  EAGFL.  Der 
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der öffentlichen Fördermittel. Die Auf-
teilung der nationalen Mittel zwischen 
Bund und Land erfolgte im Verhältnis 
50:50  im  EFRE-Fonds  und  60:40  im 
EAGFL-Fonds. 
Als Fördergebiete gemäß den Kriterien 
der Gemeinschaftsinitiative Interreg II 
genehmigte die Europäische Kommis-
sion im  Bundesland Salzburg  das  an 
der deutschen und italienischen Gren-
ze liegende NUTS  III-Gebiet Pinzgau-
Pongau  sowie  das  an  der  deutschen 
Grenze liegende NUTS  III-Gebiet Salz-
burg und Umgebung . 
Auch für  das INTERREG  II  Programm 
besteht die  otwendigkeit zur Erstel-
lung eines mehrjährigen "Operationel-
len  Programms"  und  dessen  Vorlage 
bei der Europäischen Kommission. 
In  den  Operationellen  Programmen 
finden sich- ähnlich wie in den Sb-Pro-
grammen - eine geographische und so-
zioökonomische Beschreibung der Ge-
bietskulisse,  eine  Beschreibung  der 
Umweltsituation,  eine  Stärken- und 
Schwächen-Analyse,  die  Strategie  des 
Programms  sowie  eine  Beschreibung 
der Verwaltungsorganisation. 
Der Salzburger Teil des Operationellen 
Programms wurde auf Grundlage einer 
Sammlung von Projektideen im Förder-
gebiet sowie bestehender gesetzlicher 
Bestimmungen  und  Förderschwer-
punkte vom Amt der Salzburger Lan-
desregierung erstellt und mit den ande-
ren beteiligten Ländern bzw. Regionen 
zu  einem  Gesamtprogramm  zusam-
mengeführt. 
Die eingereichten Programme müssen 
noch mit der Europäischen Kommissi-
on hinsichtlich  deren inhaltlichen,  fi-
nanziellen und formalen Vorstellungen 
abgestimmt werden. Die Retroaktivität 
für  diese Programme beginnt ab dem 
Datum  der  Einreichung  bei  der  Eu-
ropäischen  Kommission.  Da  sich  im 
Zuge  des  Begutachtungsverfahrens 
durch die Kommission Änderungen im 
Operationellen  Programm  bzw.  den 
Förderinstrumenten  ergeben  können, 
ist eine Förderzusage für EU-Gelder bis 
zur  endgültigen  Genehmigung  - die 
frühestens Ende des Jahres 1995 erwar-
tet wird - nicht möglich. 
Diese  Zeit  wird  genutzt,  den Förder-
ablauf sowie den landesinternen und 
externen  Koordinierungsbedarf  mit 
dem Bund und den benachbarten Län-
dern bzw. Regionen effizient zu gestal-
ten. E~-REGIONALFÖRDERUNGEN  .  1iiJA 
I  FUR  SALZBURG  • 
LEADER II 
Die  Probleme der ländlichen Gebiete 
Europas  sind  in  vielen  Punkten ähn-
lich: Rückgang der Beschäftigten in der 
Landwirtschaft, Abwanderung jüngerer 
Menschen,  Anstieg  der  Arbeitslosen, 
Zunahme der Auspendler sind die gra-
vierendsten  Erscheinungen.  Ziel  von 
LEADER  II  ist  es  also,  im  ländlichen 
Raum Impulse für innovative Maßnah-
men zu  geben und diese Erfahrungen 
in  der ganzen Gemeinschaft  bekannt 
zu machen. 
Die  Begünstigten  dieser  Gemein-
schaftsinitiative sind sogenannte "länd-
liche Aktionsträger" in Ziel 1- oder Ziel 
Sb-Regionen.  Es  handelt  sich  dabei 
entweder um  bestehende  Einrichtun-
gen  "vor  Ort"  (zB  Regionalverbände, 
Vereine  usw.)  oder um  neue  Stellen, 
die  extra  für  die Beteiligung an LEA-
DER  gegründet  werden.  Diese  Ent-
wicklungsgruppen  sind  für  die  Ab-
wicklung  des  LEADER-Programms 
hau  ptverantwortlich. 
Wesentlich sind dabei die Selbständig-
keit  der  ländlichen  Aktionsträger  bei 
der Durchführung der Projekte und der 
Auftrag,  die  dabei  gemachten  Erfah-
rungen nutzbringend zu verwerten. Bei 
den in  einem LEADER  Gebiet mögli-
chen Maßnahmen sind der Phantasie 
von Seiten der EU nur geringe Grenzen 
gesetzt,  sofern  sie  den  angestrebten 
Zielen dienlich sind. 
Im  Bundesland  Salzburg  haben  sich 
zwei  Gruppen von  Aktionsträgern  in 
den Ziel Sb-Gebieten zusammengefun-
den, die sich an LEADER  II  beteiligen 
werden: 
• Die Arbeitsgemeinschaft Nationalpark-
region Hohe Tauern, die 19 Gemein-
den vom Oberpinzgau bis zur Ge-
meinde Muhr im Lungau umfaßt, und 
• der Regionalverband Lungau mit 
weiteren 14 Gemeinden. 
Diese  beiden  Gruppen  wurden  auch 
im LEADER II-Beihilfenantrag des Bun-
deslandes Salzburg berücksichtigt, der 
im Juli 199S der Europäischen Kommis-
sion zur Genehmigung vorgelegt wur-
de. 
Die finanziellen Mittel, die für die Pro-
gramme dieser zwei Gruppen von 199S 
bis  1999 aufgewendet werden sollen, 
sind  nicht  überwältigend.  In  Summe 
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20  Mio.  ÖS,  aus den drei EU-Struktur-
fonds EAGFL,  EFRE und ESF sowie aus 
nationalen Mitteln an Förderungen für 
die Bereiche Landwirtschaft, Wirtschaft 
und  Arbeitsmarkt  zur  Verfügung  ste-
hen. 
Die Bedeutung von LEADER II für Salz-
burg liegt also nicht so sehr in  der fi-
nanziellen Seite,  sondern vielmehr in 
der  Förderung  der regionalen  Eigen-
ständigkeit. Mit LEADER II werden ver-
schiedene Lebens- und Wirtschaftsbe-
reiche  in  einem  einzigen  Arbeitspro-
gramm verknüpft, innovative Ideen der 
ländlichen Regionen verwirklicht und 
in einem weiteren Schritt auch interna-
tionale  Kontakte  zu  anderen  ländli-
chen Regionen Europas hergestellt. 
Grundlage für die Gewährung von För-
dermitteln ist auch hier ein Programm -
der Unterschied zu  bestehenden För-
derungen und auch zum Sb-Programm 
besteht vor allem darin, daß die Haupt-
arbeit bei der Programmabwicklung in 
der betreffenden Region geschieht. 
Die Bedeutung zentraler Förderstellen 
wie  Ministerien  und  Landesregierung 
wird dadurch relativiert. 
Das LEADER II Programm für das Bun-
desland Salzburg wurde  im Juli  1995 
von Landes- und Bundesregierung be-
schlossen  und  anschließend  bei  der 
Europäischen Kommission eingereicht. 
Zusammenfassend  kann  also  festge-
stellt werden, daß durch den EU-Beitritt 
nicht nur die Regionalpolitik von Bund 
und Ländern verändert, sondern auch 
die  kommunale  Wirtschaftsförderung 
beeinflußt wird. 
Der Einsatz der Mittel  wird durch die 
notwendige  Programmplanung  effizi-
enter  und  gezielter  werden  müssen. 
Das ist auch eine Einschränkung für die 
freihhändige,  nicht an Richtlinien  ge-
bundene Mittelvergabe. 
EU-Bestimmungen  können  somit  als 
willkommene Unterstützung zur Effizi-
enzsteigerung  österreichischer  Regio-







DIE SALZBURGER  • 
LANDWIRTSCHAFT UND DIE  EU 
STRUKTUR DER SALZ-
BURGERLAND~TSCHAFT 
der Betriebe liegen in der sogenannten 
"Basiszone,  d.h.  daß die  Bewirtschaf-
tung der landwirtschaftlichen Flächen 
Rund 4%  der Salzburger Bevölkerung  ohne besondere Erschwernis  möglich 
rechnet sich überwiegend bzw. vollbe- ist.  17% der Betriebe liegen in der Er-
ruflich  der  Land- und  Forstwirtschaft  schwerniszone 1,  18% in der Zone 2, 
zu.  Von  den rund 11.200 bäuerlichen  19%  in  der  Zone  3  und  7%  in  der 
Betrieben werden 37% im Vollerwerb,  "Handarbeitszone"4. 
12%  im  Zuerwerb und  51 Ofo  im Nebe- Von  allen  landwirtschaftlichen Betrie-
nerwerb geführt. 
Eine besondere Rolle in Salzburg spielt 
die Berglandwirtschaft Nur rund 39% 
ben  in  Salzburg  bewirtschaften  28% 
nur bis zu 10 ha Kulturfläche, weitere 
26%  bewirtschaften bis  zu  20  ha  und 
30%  bis zu 50 ha Kulturfläche. Nur bei 



















16%  der  Betriebe  macht  die  Kultur-
fläche mehr als 50 ha aus. Diese Zahlen 
geben die extrem  kleine Struktur der 
Salzburger Landwirtschaft im Vergleich 
zum Durchschnitt aller EU-Länder nur 
unzureichend  wieder,  da  ein  großer 
Teil  der  bewirtschafteten  Fläche  auf 
minder produktives Grünland entfällt. 
Auf die  Gesamtfläche  im  Bundesland 
Salzburg entfallen 37% auf Wald,  45% 
auf Grünland und etwa 1% auf Acker-
land. Dies kommt einem 97%igen An-
teil  des  Grünlandes  an  der  landwirt-
schaftlichen Nutzfläche gleich; nur 3% 
entfallen auf Ackerflächen.  In Summe 
bewirtschaften  die Salzburger Bauern 
rund  250.000  ha  landwirtschaftliche 
Nutzfläche. Werden die minderproduk-
tiven  Grünlandflächen  wie  Almen, 
Hutweiden, Streuwiesen und einmäh-
diges  Grünland  auf  ertragsnormales 
Grünland reduziert,  so entspricht die 
reduzierte  landwirtschaftliche  Nutz-
fläche  nur noch  rund der Hälfte  des 
oben genannten Wertes. 
Von den gesamten land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieben im Bundesland 
Salzburg halten 73% Rinder, wobei der 
Durchschnittsbestand 20  Rinder je Be-
trieb beträgt. Im Vordergrund steht da-
bei die Milchwirtschaft: 70% der Betrie-
be  halten  Milchkühe,  und  zwar  im 
Durchschnitt 10 Kühe je Betrieb. 
Neben  der  Rinderhaltung  spielt  auch 
die Pferdewirtschaft eine  nicht unbe-
deutende  Rolle,  wobei  die  Zahl  der 
Halter als  auch des Gesamtbestandes 
einem steten Aufwärtstrend folgt.  Die 
Schafhaltung ist vor allem für die Berg-
landwirtschaft  eine  weitere  Produkti-
onsalternative.  Ein  wesentlicher  Ein-
kommenszweig für die Salzburger Be-
triebe ist die Forstwirtschaft: Etwa 90 % 
aller landwirtschaftlichen Betriebe wei-
sen einen Waldbesitz in Form von bäu-
erlichem Kleinwald und/oder Holzbe-
zugsrechten auf. 
Als bedeutendster Nebenerwerbszweig 
für  die  Salzburger  Landwirtschaft  hat 
sich der Fremdenverkehr etabliert: Ei-
nerseits  bieten  rund  2.900  landwirt-
schaftliche  Betriebe  im  Bundesland 
Salzburg Gästebetten an,  andererseits 
finden  viele  Landwirte  in  der Touris-
musbranche  außerlandwirtschaftliche 
Arbeitsplätze.  Zunehmende  Bedeu-
tung gewinnt auch die Direktvermark-
tung landwirtschaftlicher Produkte ab 
Hof oder auf Märkten. Durch die Wei-
terveredelung  der  Produkte  am  Hof 
steigt die erzielbare landwirtschaftliche 
Wertschöpfung deutlich an. DIE SALZBURGER  • 
LANDWIRTSCHAFT UND DIE  EU 
DIE BEDEUTUNG DES 
EU-BEITRITTS FÜR DIE 
SALZBURGER 
LANDWIRTSCHAFT 
Mit  dem Ergebnis der EU-Beitrittsver-
handlungen  können  vor diesem  Hin-
tergrund  für  die Salzburger Landwirt-
schaft die Produktionsmöglichkeiten in 
den für Salzburg wesentlichen Produk-
tionsbereichen (Rinder- und Milchquo-
te)  gehalten  werden.  Darüberhinaus 
wurden  auch  Voraussetzungen  ge-
schaffen,  die  eine  Weiterentwicklung 
der bäuerlichen Betriebe sicherstellen. 
Neben  Quoten  für  Mutterkühe  und 
Schafe sind weiters die von der EU ge-
währten  Marktordnungsprämien  in 
Form  von  Tier- und  Flächenprämien 
von wesentlicher Bedeutung. Für Salz-
burg  hervorzuheben sind  hierbei  die 
Stierprämien,  die  Mutterkuhprämien 
und die Mutterschafprämien.  Für den 
Zuchtviehsektor  ist  ein  inneröster-
reichisches  Kostenentlastungs  pro-
gramm  vorgesehen. Die Erzeugerprei-
se  fielen  bereits  im  ersten  Halbjahr 
1995  bei  Zuchtrindern  um  rund  10% 
und bei Schlachtrindern um rund 15% 
ab. 
Für  ein  Gebirgsland  wie  Salzburg  ist 
naturgemäß die Absicherung der Berg-
bauern  ein  besonderes Anliegen.  Ein 
Instrument dazu stellt die sogenannte 
EU-Ausgleichszulage dar,  die in  Form 
einer  Flächenprämie  gewährt  wird. 
Voraussetzung für den Erhalt der Aus-
gleichszulage ist die  Lage  eines land-
wirtschaftlichen Betriebes im benach-
teiligten Gebiet.. Die Abgrenzung der-
benachteiligten  Gebiete  erfolgte  auf 
der Basis folgender Kriterien: 
BERGGEBIET 
• Minelesthöhenlage von 700 m (Orts-
mittelpunkt oder durchschnittliche 
Höhe der Gemeinde); 
• Hangneigungsverhältnisse von min-
destens 20% bezogen auf die Ge-
meinde; 
• Kombination der beiden Kriterien, 
d.h. mindestens 500 m Seehöhe und 
15% Hangneigung; 
• eingeschlossene Gemeinden; 
einzelne Gemeinden mit einer See-
höhe von über 600 bis 700 m. 
SONSTIGE BENACHTEILIGTE 
GEBIETE 
• Betriebszahl maximal 30 bzw. 35, 














• Bevölkerungsdichte maximal 55 Ein-
wohner je km
2 oder 0,5%; 
• Bevölkerungsabnahme pro ] ahr; 
• spezielle Regionen mit einer durch-
schnittlichen Betriebszahl von unter 
30, jedoch mit einer Bevölkerungs-
dichte bis maximal 70. 
Demzufolge liegen 93,5% der landwirt-
schaftlichen  Nutzfläche  Salzburgs  im 
benachteiligten Gebiet,  und zwar der 
gesamte Pinzgau, Pongau, Lungau und 
Tennengau, 23  Gemeinden des Flach-
gaues  sowie  drei  Katastralgemeinden 
im Flachgau bzw. der Stadt Salzburg. 
Von  besonderer  Bedeutung  als  Ein-
kommensbestandteil  für  Salzburgs 
Bauern ist weiters das "Österreichische 
Umweltprogramm",  mit  dem erstmals 
die  Umweltleistungen  der  Landwirt-
schaft großflächig abgegolten werden. 
Folgende im Bundesland Salzburg be-
reits bestehende Förderungen werden 
seit  1995  zum  Teil  in  abgeänderter 
Form im Rahmen dieses Programmes 
weitergeführt: 
• Fruchtfolgeförderung: Mit  der so-
genannten  Elementarförderung  be-
steht eine Maßnahme, die wie die bis-
herige  Fruchtfolgeförderung  einer 
möglichst großen Anzahl von Landwir-
ten zugute kommt, allerdings unter an-
deren  Förderungsvoraussetzungen, 
wie z.B. einer Bindung des Viehbesat-
zes an die vorhandene Fläche. 
• Biobauernförderung:  Unter  den-
selben  Förderungsbedingungen  wie 
vor  dem  EU-Beitritt  wurden  die 
Flächenprämien  wesentlich  erhöht. 
Damit ist dieser in Salzburg so wichtige 
Bereich - mehr als ein Viertel aller land-
wirtschaftlichen  Betriebe  im  Bundes-
land wirtschaftet biologisch - von noch 
größerer Bedeutung als bisher. 
• Verzicht  auf  Betriebsintensivie-
rung im Grünland: Damit kann die 
Erschwernis  der Erzeugung von hart-
käseproduktionstauglicher Milch abge-
golten  werden.  Gerade  im  Flachgau 
kommt  dieser  Maßnahme  große  Be-
deutung zu. 
• Mahd  von  Steilflächen:  Für  die 
Mahd von Steil- und Bergflächen ab ei-
ner  Hangneigung  von  25%  (bisher 
35%) sowie für Bergmähder gibt es ei-
ne Förderung, die mit dem EU-Beitritt 
deutlich erhöht wurde. 
• Alpungsprämie:  Für  den  Auftrieb 
von Tieren auf Almen werden Prämien 
gewährt, weiters können auch Hutwei-
den im Rahmen dieser Maßnahme ge-
fördert werden, ebenso auch das Alm-
personal in Form eines Behirtungszu-
schlags. DIE SALZBURGER  • 
LANDWIRTSCHAFT UND DIE  EU 
• Prämien nach dem Naturschutz-
gesetz: Einige der bereits bestehenden 
Naturschutzförderungen,  z.B.  für  Streu-
obstwiesen, wurden in das Programm 
aufgenommen  und  können somit mit 
EU-Kofinanzierung weitergeführt wer-
den.  Die  anderen  Naturschutzförde-
rungen laufen unabhängig davon wei-
ter. 
Eine  Reihe  zusätzlicher  Förderungen 
wurde 1995 neu eingeführt, z.B.  Hal-
tung und Aufzucht gefährdeter Tierras-
sen  (Pinzgauer  Rinder),  Verzicht  auf 
bestimmte  ertragssteigernde  Betriebs-
mittel  sowie  Beihilfen  für  Bildungs-
maßnahmen in diesem Bereich. Insge-
samt stehen den Salzburger Landwirten 
1995 rund 550 Mio. ÖS aus diesem Pro-
gramm für die Abgeltung von Umwelt-
leistungen zur Verfügung. 
Weiters  kommt  auch  der  Forstwirt-
schaft im Zusammenhang mit dem EU-
Beitritt  erhebliche Bedeutung zu:  Die 
EU  hat zwar weder eine gemeinsame 
Holzmarktpolitik noch eine gemeinsa-
me Forstpolitik. Sie sieht aber im Rah-
men der agrarpolitischen Maßnahmen 
und  innerhalb  der  Strukturförderung 
beträchtliche  Beteiligungen  an  natio-
nalen Förderungsprogrammen für  die 
Waldwirtschaft  vor.  Förderungsmaß-
nahmen betreffen nicht nur Neuauffor-
stungen,  sondern vor allem  auch die 
Pflege und die Verbesserung des Wal-
des sowie die Erschließung mit Forst-
straßen. 
Die  einzelbetriebliche  landwirtschaft-
liche  Investitionsförderung  wurde  im 
Zuge  des  EU-Beitrittes  verstärkt  auf 
bäuerliche  Bauinvestitionen  konzen-
triert.  Die  neuen  Investitionsförde-
rungsrichtlinien, die für einen Zeitraum 
von fünf  Jahren gelten, beinhalten auch 
die neue Junglandwirteförderung. 
Die  Förderungsmöglichkeiten  für  Er-
zeugergemeinschaften  und  Vermark-
tungsinitiativen können durch Nutzung 
der  EU-Kofinanzierung  und  verstärk-
ten Einsatz nationaler Mittel erheblich 
ausgeweitet  werden.  Die  teilweisen 
Entwicklungsrückstände dieses wichti-
gen  Wirtschaftssektors,  entstanden 
durch die lange Zeit der Abschottung 
und  Ausrichtung  der  Produktion  auf 
den  Österreichischen  Markt,  sind  ra-
schest aufzuholen, um einerseits wett-
bewerbsfähig zu sein und andererseits 
die  neuen  Marktchancen  nützen  zu 
können. 
Für den Lungau, große Teile des Pinz-
gaus und des Pangaus sowie das Lam-
mertal,  die  als  Ziel-Sb-Gebiete ausge-




















derungsmöglichkeiten im Rahmen des 
Sb-Programmes in den Sparten: 
• Erhaltung und nachhaltige Erneue-
rung der ländlichen Infrastruktur; 
•Verbesserung der Einkommenssitua-
tion der Landwirte durch Diversifizie-
rung und Qualitätsverbesserung; 
• Entwicklung und Aufwertung des 
Waldes und seiner Funktionen; 
• Nutzung des regionalen Energie- und 
Rohstoffpotentials; 
• Forcierung der land- und forstwirt-
schaftlichen Berufsbildung, Beratung 
und Qualifizierung; 
•Technische Hilfe. 
Für Salzborgs Landwirtschaft sind wei-
ters die zwei Gemeinschaftsinitiativen 
LEADER und INTERREG von Bedeutung. 
Außerdem  wurden  für  die  verschie-
densten Bereiche der landwirtschaft-
lichen  Produktion  Übergangsregelun-
gen festgelegt, wobei für Salzburg fol-
gende  Maßnahmen  von  Bedeutung 
waren bzw. sind: 
• Die Abwertung der zum Beitrittszeit-
punkt bestehenden Lagerbestände, 
z.B. für Milchprodukte; 
• degressive Preisausgleiche über vier 
Jahre in Form von Prämien für ver-
schiedene Produkte, z.B. Milch, Auf-
zuchtprämienfür weibliche Zucht-
rinder 
Die  im  Beitrittsvertrag  festgelegte  so-
fortige Übernahme aller Regeln des eu-
ropäischen  Binnenmarktes  bringt der 
Salzburger  Landwirtschaft  erhebliche 
Rohertragseinbußen.  Als  Kompensati-
on für die Erzeugerpreisrückgänge bei 
Milch wurden daher degressive Preis-
ausgleichszahlungen während der er-
sten vier Jahre vereinbart.  Da die  Er-
zeugerpreisrückgänge  vorerst  weit 
höher als  erwartet ausfielen,  gewährt 
das Land Salzburg zusätzlich eine de-
gressive  Prämie  in  Höhe  von  4g/kg 
Milch. 
Das übergeordnete Ziel, das all diesen 
Maßnahmen  zugrundeliegt,  sollte  da-
bei nicht aus den Augen verloren wer-
den:  Die  wirtschaftliche  Absicherung 
der  Salzburger  Landwirtschaft  zum 
Zwecke der Erhaltung einer möglichst 
großen  Anzahl  bäuerlicher  Betriebe, 
die  die  Versorgung  der  Bevölkerung 
mit qualitativ hochwertigen Nahrungs-
mitteln und die Pflege der Kulturland-
schaft für unser Land gewährleisten. SERVICETEIL  • 
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Pariser Vertrag: Belgien, Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg und die 
Niederlande gründen in Paris die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS). 
Gründung der Westeuropäischen Union (WEU) durch Erweiterung  des Brüsseler Paktes von 
1948. Dieses europäische Verteidigungsbündnis hat heute (1995) 10 Mitgliedstaaten, die rest-
lichen fünf Staaten der EU (Dänemark, Finnland, Irland, Österreich und Schweden haben Be-
obachterstatus). 
EGKS-Staaten  gründen  in  Rom  (Römer  Verträge)  die  Europäische  Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG)  und die Europäische Atomgemeinschaft (EURATOM). Ziel war es,  durch die Schaffung 
einer Zollunion den  Handel vollständig  zu  liberalisieren, sowie einen  gemeinsamen Binnen-
markt zu  schaffen, wobei die Zusammenarbeit in den Bereichen Kohle und Stahl auf die Berei-
che Landwirtschaft, Verkehrswesen, Wettbewerbsrecht und den Außenhandel ausgedehnt wurde. 
Gründung der EFTA (European Free Trade Association), einem Bündnis von Nichtmitgliedern 
der EWG. Mitgliederstand 1995: lsland, Liechtenstein, Norwegen und Schweiz. 
Der Ministerrat einigt sich auf die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) 
Vollendung der Zollunion: Import und Export von einem EWG-Staat in einen anderen sind von 
nun an zollfrei. 
EWG-Staaten beschließen eine zukünftige Zusammenarbeit in weiteren Politikbereichen: En-
ergiepolitik, Regionalpolitik und Umweltpolitik. 
Dänemark, Irland und Großbritannien treten der EWG, EGKS und EURATOM bei. 
Unterzeichnung des Lome-Vertrages zwischen der EG und Entwicklungsländern, ehemaligen 
Kolonien von EWG-Staaten in Afrika, der Karibik  und dem Pazifik (AKP-Staaten). 
Zum ersten Mal werden die Abgeordneten des Europäischen Parlaments direkt gewählt. 
Griechenland tritt als 10. Land der EG  bei. 
Portugal und Spanien treten bei.  ln  diesem Jahr  werden die Gründungsverträge geändert 
(Einheitliche Europäische Akte).  Die Vollendung des Binnenmarktes wird für Ende 1992 fest-
gelegt. 
Alle 12 Staaten unterschreiben in der niederländischen Stadt Maastricht  den "Vertrag über 
die  Europäische  Union". Die  Zusammenarbeit wurde auf folgende  Politikbereiche  ausge-
dehnt: Bildung, Kultur, Gesundheitswesen, Verbraucherschutz, Industrie, Entwicklungshilfe, 
Außen -und Sicherheitspolitik, Justiz und Inneres. 
Am 1. Jänner tritt der Europäische Binnenmarkt in Kraft. 
Verwirklichung des Europäischen Wirtschaftsraumes (EWR),  mit binnenmarktähnlichen Ver-
hältnissen zwischen EU  und EFTA (ohne Schweiz). Beginn der 2.  Stufe der Wirtschafts- und 
Währungsunion. 
Österreich, Finnland und Schweden treten der EU bei. Weitere  Exemplare  dieser 
Broschüre bestellen Sie unter: 
EU-Informationsstelle 
Tel.: 0662/ 8042-2035 